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Es ist keine Selbstverständlichkeit, 
dass sich Menschen in unserem 
Land in Berufsverbänden oder 
Gewerkschaften organisieren 
können. In autoritären Regimen 
könnte das schnell verboten 
werden, wenn es den Regierenden 
nicht passt. Das jedenfalls wäre das 
Gegenteil von Demokratie. 

Ja, stimmt, möglicherweise hatte Winston 
Churchill (1874 – 1965), der ehemalige bri-
tische Premierminister recht, als er in einer 
seiner Reden klarstellte, dass die Demokra-
tie zwar nicht perfekt ist, es bisher jedoch 
keine bessere Regierungsform gibt.

Mein Großvater war im Deutschen Ge-
werkschaftsbund organisiert und sehr lan-
ge Zeit Mitglied im Betriebsrat der Leuna-
werke südlich von Halle-Saale. In seinem 
Tagebuch von 1938 gibt es einen Eintrag, 
der beschreibt, wie er in einer geheimen Sit-
zung des Deutschen Gewerkschaftsbundes 
erleben musste, dass die Nationalsozialisten 
diese sprengten, Kollegen von ihm verhaf-
tet und abgeführt wurden. Er selbst konn-
te sich retten und versteckte sich eine gan-
ze Nacht in der Kanalisation, um nicht ver-
folgt zu werden. 

Damals löste das NS-Regime1 die freien 
Gewerkschaften auf, enteignete sie, stürm-
te Gewerkschaftshäuser, brachte Gewerk-
schaftler um oder verschleppte sie in Kon-
zentrationslager. Gewerkschaften, aber 
auch gewerkschaftliche Berufsverbände 
und Vorläufer der Frauenbewegung waren 
die letzten freien Vereinigungen, die dem 
NS-Regime noch etwas hätten entgegen-
setzen können. Denn sie standen für Plu-
ralismus, Tarifautonomie und kollektive 
Interessenvertretung. Das widersprach der 
NS-Ideologie, deren Ziel es ist, jede auto-
nome Organisation neben dem Staat aus-
zuschalten.

1    NS-Regime = Nazi-Regime

Aus der Geschichte lernen: Das 
Grundgesetz als Schutzschild

Nach dem 2. Weltkrieg sollten mit dem 
Grundgesetz der Bundesrepublik Deutsch-
land Lehren aus der Vergangenheit gezogen 
werden. Eine davon betraf auch die Rolle 
der Gewerkschaften. Sie erhielten einen 
starken verfassungsrechtlichen Schutz: Die 
Bildung von Gewerkschaften wurde un-
mittelbar geltendes Grundrecht, das nicht 
durch einfache Gesetze eingeschränkt wer-
den kann. 

■ So heißt es in Artikel 9 unseres Grund-

gesetzes (GG): […] „Das Recht, zur

Wahrung und Förderung der Arbeits- 

und Wirtschaftsbedingungen Vereini-

gungen zu bilden, ist für jedermann und 

für alle Berufe gewährleistet. Abreden,

die dieses Recht einschränken oder zu

behindern suchen, sind nichtig, hierauf

gerichtete Maßnahmen sind rechts-

widrig.“ […].

Wichtige Pionierinnen

1963 haben sechs Kolleginnen (damals 
noch als Sprechstundenhilfe bzw. Arzt-
helferinnen betitelt) von ihrem demokrati-
schen Grundrecht Gebrauch gemacht und 
den „Berufsverband der Arzthelferinnen 
e. V.“, heute „Verband medizinischer Fach-
berufe e. V.“ gegründet. Dafür können wir
dankbar sein.

Aber das reicht nicht. Demokratie ist eben 
nicht vom Himmel gefallen. Wir sollten sie 
bewahren und wir müssen dafür sorgen, 
dass wir sie nutzen. 

Ein Schritt dazu ist, einfach nur passives 
Mitglied im Verband zu sein. Das ehema-
lige Verbandsmotto „Denn viele erreichen 
mehr!“ ruft dazu auf, sich zu organisieren, 
um der*dem Einzelnen eine Stimme zu ge-
ben, die, je mehr wir sind, verstärkt gehört 
wird. Ansonsten bleiben wir eine unorgani-
sierte Masse einzelner Individuen, die den 
sich verändernden (Arbeits)Verhältnissen 
ohnmächtig gegenübersteht.

In einer Demokratie können Politiker*in
nen es nicht jeder bzw. jedem Einzelnen 
recht machen. Aber man kann sich dem 
spürbar stärker werdenden globalisierten 
Kapitalismus pur durch die Existenz von 
starken Berufsverbänden oder Gewerk-
schaften entgegenstellen. 

Globaler Markt vs. soziale Sicherheit

Die Regierungen der Nationalstaaten, 
nicht nur in Europa, mussten Ende des 
vergangenen Jahrhunderts durch interna-
tionale Wirtschaftsabkommen und bilate-
rale Verträge die Grenzen für Kapital, Gü-
ter, Dienstleistungen zwangsläufig öffnen. 
Auch wenn diese Ordnung durch die aktu-
elle Regierung in den USA in Teilen gera-
de verworfen wird, gibt es weiterhin einen 
globalisierten Raum, der die Unterschei-
dung zwischen national und international 
fast überflüssig werden lässt. 

Unternehmen müssen auf dem Weltmarkt 
bereits seit Jahrzehnten viel stärker und di-
rekter in Konkurrenz zueinander treten, 
und zwar in einer globalen, nicht in einer 
allein europäischen Wettbewerbssituation. 
Und genau das führt dazu, dass wir erfah-
ren, wenn wir kritisch Nachrichten hören 

Berufsverbände, Gewerkschaftsarbeit und Demokratie 

Rolle der Gewerkschaften

„Die politische Stabilität des wiederverei-

nigten Deutschlands und des in Frieden 

und Freiheit geeinten europäischen Kon-

tinents ist historisch gesehen nur dadurch 

möglich geworden, dass aus der Bonner 

Republik eine erfolgreiche Demokratie 

wurde und dass, ausgehend von Nord-

rhein-Westfalen, nach 1945 ein Ausgleich 

zwischen Kapital und Arbeit in Form von 

industrieller Mitbestimmung und Tarif-

partnerschaft gelang.“ 

Quelle: 3. Demokratiebericht NRW, 

Herausgeber Landeszentrale für politische Bildung 

Nordrhein-Westfalen, erschienen 2026)
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oder sehen, wie unterschiedlich und teil-
weise menschenausbeutend die weltwei-
ten Arbeitsbedingungen sind. So werden 
die Nationalstaaten zu Wettbewerbsstaaten 
und deren Politikerinnen und Politiker sol-
len ihre Gesellschaften weiter in die Glo-
balisierung „überführen“. Dazu gehören 
auch die Konsequenzen: Um auf dem Welt-
markt konkurrieren zu können, ruft unse-
re Wirtschaft nach Kostensenkungsstrate-
gien bei Löhnen, Sozialabgaben und Unter-
nehmenssteuern. Vor allem die Sozialsyste-
me sind in diesem weltpolitischen Schema 
Wettbewerbshemmnisse, die reduziert wer-
den müssen. Die finanzielle Lücke sollen 
dann die „kleinen Steuerzahler“ schließen.

Man könnte die Frage stellen: Wenn es ei-
ne globalisierte Wirtschaft gibt, müsste es 
dann nicht auch einen einzigen „globalen 
Staat“ geben? Die Entstehung eines „Welt-
staates mit sozialer Markwirtschaft“ ist eine 
Utopie und fraglich, ob sie jemals erreicht 
werden kann. Denn: Auch wenn sich Nati-
onalstaaten in verschiedenen Institutionen 
und Organisationen bemühen, sich inter-
national auf Menschenrechte und soziale 
Standards zu einigen, so ist es noch immer 
Sache der politisch legitimierten Regierun-
gen, diese Vereinbarungen dann auch um-
zusetzen – selbstverständlich unter Beach-
tung ihrer nationalen Interessen, politi-
schen Ausrichtungen und der jeweils exis-
tierenden Grundsätze. 

In Deutschland stellen Sozialverbände und 
Gewerkschaften berechtigterweise Forde-
rungen zum Sozialerhalt. Denn: So ganz 
einfach ist es für Politik und Gesellschaft 
nicht, nur ausschließlich an die Interessen 
der großen Wirtschaft zu denken. 

	■ Artikel 20 Abs. 1 (GG) lautet „Die Bun-

desrepublik Deutschland ist ein demo-

kratischer und sozialer Bundesstaat.“ 

Kompromisse finden

Alle Seiten – Wirtschaft, Gewerkschaften, 
aber auch Politiker*innen – müssen Kom-
promisse finden, um in dieser globalisier-
ten Welt mit all ihren derzeitigen Proble-
men fertig zu werden. 

Wissen über Demokratie geht verloren

Der 3. Demokratiebericht Nordrhein-Westfalen stellte fest: „Wissen über Demokratie – was 

sie ausmacht, aber auch was nicht zu einer freiheitlichen demokratischen Ordnung gehört 

– geht verloren.“ 

So wurden die Teilnehmenden gebeten, bei den folgenden Aspekten anzugeben, ob dieser 

ihrer Ansicht nach zu einer Demokratie gehören oder nicht:

	➤ dass durch Wahlen Machtwechsel möglich sind.

	➤ dass eine Gewaltenteilung besteht, also die grundsätzliche Trennung und Unab-

hängigkeit von Regierung, Parlament und Gerichten.

	➤ dass Konflikte offen ausgetragen werden.

	➤ dass bei politischen Entscheidungen Kompromissfähigkeit herrscht.

	➤ dass Andersdenkende respektiert werden.

	➤ dass Meinungsfreiheit und Pressefreiheit garantiert werden.

	➤ dass Chancengleichheit besteht, also gleiche Aufstiegschancen und Teilhabe-

rechte für alle, unabhängig von Herkunft, Hautfarbe, Alter oder Ähnlichem.

	➤ dass Rechtsstaatlichkeit besteht, also dass Gesetze für alle Bürger und auch für 

die Regierung und die Verwaltung verbindlich gelten.

	➤ dass es eine starke Führungsperson im Land gibt, die sich nicht um die Zustim-

mung des Parlaments kümmern muss.

	➤ dass Rechte von Minderheiten per Volksabstimmung eingeschränkt werden kön-

nen.

	➤ dass die Regierungsmehrheit über die Besetzung hoher Richterämter, wie z. B. 

Bundesverfassungsrichter, bestimmen kann.

	➤ dass das Ziel der Politik ausschließlich die Durchsetzung ‚nationaler Interessen‘ 

sein sollte.

Im Ergebnis stellen die Herausgeber unter anderem fest: „Obwohl Demokratie im Allge-

meinen weiter breite grundlegende Zustimmung findet, gibt es eine hohe Zustimmung zu 

nicht-demokratischen Elementen.“ 

	■ Die Zustimmung zu den letzten vier Aussagen widerspricht unter anderem den 

Prinzipien des Pluralismus (Artikel 21 GG), dem Diskriminierungsverbot, der Mei-

nungsfreiheit (Artikel 3, 4 und 5 GG), der Gewaltenteilung (Artikel 20 GG), der 

Rechtsstaatlichkeit sowie der Wertegebundenheit der Regierung an Menschenwür-

de, Frieden, Völkerrecht und europäische Integration.

Auch das ist Demokratie: Meinungsfrei-
heit, der öffentliche Diskurs um Lösungen 
und das Finden von Kompromissen! Der 
jüngste Demokratiebericht für Nordrhein-
Westfalen zeigte, dass diese Tatsache nicht 
unbedingt jedem Bürger und jeder Bürge-
rin bekannt ist. 89 Prozent aller Befragten 
bejahten zwar die Aussage „die Demokra-
tie ist das politische System, das am besten 
zu unserer Gesellschaft passt“, aber 15 Pro-
zent stimmten auch der Aussage zu, dass 
eine Diktatur „unter Umständen“ die bes-

sere Staatsform sei, 22 Prozent wünschen 
sich eine Führungspersönlichkeit, die keine 
Rücksicht auf das Parlament nehmen muss, 
und 47 Prozent können sich auch vorstel-
len, dass es nur eine starke Partei gibt, „die 
den Willen des Volkes verkörpert“.

Extrem zu werden ist keine Lösung

Die Teilhabe am Leben und an der Ent-
wicklung unserer Gesellschaft ist ein demo-
kratisches Recht. Dazu gehört auch, sich 
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z. B. in einem Berufsverband auf gewerk-
schaftlicher Ebene zu organisieren. 

Statt dieses Recht zu nutzen und Verän-

derungen aus der demokratischen Mitte 

heraus zu fordern, unterstützt inzwischen 

aber ein nicht unerheblicher Teil der Men-

schen in diesem Land immer mehr extre-

mes und extremistisches Gedankengut. 
Deren politische Vertreter*innen greifen 
soziale Verunsicherungen und Empörun-
gen über reale Ungerechtigkeiten auf und 
rufen nach einem politischen Wandel. 
Wie eng dieser Wandel mit einer Gefahr 
für die Demokratie verbunden ist, haben 
wir in der deutschen Geschichte hinläng-
lich erlebt. Deshalb ist extrem zu werden, 
keine Lösung. Also sind wir wieder bei 
der Demokratie und bleiben lieber kom-
promissfähig.

Was Gewerkschaftsarbeit 
im Alltag bedeutet

Kompromisse zu suchen und zu finden, ist 
auch Teil der Tarifverhandlungen. Denn 

hier gilt es stets, der aktuellen Lage entspre-
chend mühselig gegenseitige Interessen ab-
zuwägen.

Doch das ist längst nicht alles, was Gewerk-
schaften tun – auch wenn das in der Öf-
fentlichkeit oft so ankommt: Denn sicher-
lich antworten auch Ihre Bekannten auf 
die Frage, was sie mit dem Wort „Gewerk-
schaft“ verbinden, in den meisten Fällen 
mit: „Streik und mehr Geld.“ 

Dass das nicht stimmt, macht die folgende 
– unvollständige – Auflistung der Aufga-
ben unseres Berufsverbandes als Ihre spezi-
elle Arbeitnehmervertretung deutlich:

	■ Wir klären unsere Mitglieder über ihre 
Rechte auf.

	■ Wir setzen im Streitfall die Arbeitneh-
merrechte individuell für unsere Mit-
glieder durch eine kostenlose Rechts-
vertretung gegenüber dem Arbeitgeber 
durch.

	■ Wir setzen die sozialen Belange zum 
Beispiel gegenüber Ihrer Rentenversi-
cherung durch eine kostenlose Rechts-
vertretung durch.

	■ Wir sitzen als Arbeitnehmervertretung 
im Sachverständigenausschüssen und 
sorgen dort für die Weiterentwicklung 
unserer Ausbildungsberufe auf gutem 
Bildungsniveau. Unter anderem waren 
wir es, die 2001 endlich die Berufsbe-
zeichnung „Helferin“ abschafften. 

	■ Wir arbeiten bundesweit in Prüfungs-
ausschüssen und achten darauf, dass in 
Prüfungen die Sollanforderungen, wel-
che die Ausbildungsverordnung vor-
gibt, möglichst weitestgehend durchge-
setzt werden.

	■ Wir engagieren uns in Berufsbildungs-
ausschüssen der Ärzte-, Tierärzte- und 
Zahnärztekammern und sorgen dafür, 
dass die Ausbildung durch die Kam-
mern ordnungsgemäß überwacht wird, 
dass unsere Berufe durch gesetzlich Fo
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geregelte, strukturierte Auf-
stiegsfortbildungen auch für 
zukünftige Schulabgängerin-
nen im Hinblick auf Karri-
ereplanung attraktiv bleiben 
und bringen uns dort ein, wo 
unsere Berufe im Bildungsni-
veau unterlaufen werden sol-
len. Letzteres trägt auch der 
Verantwortung im Hinblick 
auf die Patientensicherheit 
Rechnung.

	■ Wir sind als Arbeitnehmer-
vertretung in Schlichtungs-
ausschüssen (Güteausschüs-
sen) zur Schlichtung von Streitigkei-
ten während der Ausbildung an den 
Ärzte-, Tierärzte- und Zahnärztekam-
mern tätig und wirken als ehrenamtli-
che Richter*innen an den örtlichen Ar-
beitsgerichten mit.

	■ Wir setzen uns dafür ein, dass es für 
unsere Berufe überhaupt Tarifverhand-
lungen gibt und versuchen, bei Ver-
handlungen die bestmöglichen Ergeb-
nisse zu erzielen.

	■ Wir informieren unsere Mitglieder 
über unsere Homepage, insbesondere 
im internen Mitgliederbereich und alle 
zwei Monate über unsere Verbandszeit-
schrift „praxisnah“.

	■ Wir bieten unseren Mitgliedern an, 
kostenvergünstigt oder teils kostenlos 
an durch den Verband organisierten 
Anpassungsweiterbildungen teilzuneh-
men und Kontakte zu Kolleg*innen zu 
schließen bzw. zu pflegen.

	■ Wir entsenden Mitglieder in den Aus-
schuss der Berufsgenossenschaft für 
Wohlfahrtspflege und Gesundheits-
dienst.

	■ Wir mischen uns in Rentendiskussio-
nen und Diskussionen zur Sozialpolitik 
sowie zur Gesundheitspolitik ein, weil 
jede*r einzelne*r Kolleg*in regelmäßig – 
zumindest indirekt – davon betroffen ist.

Bildungspolitische Aufgaben im Blick

Und zukünftig werden wir uns verstärkt 
unserer Mitgliederstruktur stellen. Denn 
das hat u. a. auch etwas mit dem vorange-
schrittenen Bildungsniveau in unseren Be-
rufen zu tun: Auf den Kernberufen der Me-
dizinischen, Tiermedizinischen und Zahn-
medizinischen Fachangestellten sowie der 
Zahntechniker*innen bauen weiterführen-
de Abschlüsse auf. 

Diese sind nach dem Berufsbildungsgesetz 
bzw. der Handwerksordnung geregelt. Dar-
über hinaus gibt es für unsere Berufe inzwi-
schen einige verkürzte Bachelorstudiengän-
ge. Aus dieser Veränderung ergeben sich in 
der Weiter- bzw. Fortbildung Schnittmen-
gen unterschiedlicher Interessen. 

Neben den betrieblichen Bedarfen der Pra-

xen, (Zahn-/Tier-)Medizinischen Versor-

gungszentren, Kliniken und Labore, die 

letztlich auf Arbeitgeberinteressen aus-

gerichtet sind, stehen die Bedürfnisse der 

Beschäftigten – beispielsweise nach per-

sönlichkeitsfördernden Inhalten und nach 

Inhalten, die das Potenzial bieten, sich 

individuell von den betrieblichen „Macht-

strukturen“ unabhängiger zu machen und 

finanziell aufzusteigen. 

Ähnlich wie im Bereich der Erstausbildung 
auch im Rahmen der Aufstiegsqualifizie-

rung Kompetenzen aufzubauen und diese 

dann verbandspolitisch zu vertreten, wird 

nicht, sondern ist bereits längst 

wichtig. Darüber hinaus bewirkt die 
zunehmende Konkurrenz zwischen 
Hochschul- und Fortbildungsabsol-
venten (Aufstiegsfortbildungen mit 
ordentlicher Abschlussprüfung nach 
dem Berufsbildungsgesetz/Hand-
werksordnung) und die damit ein-
hergehende ungewisse Entwicklung 

eine Fortentwicklung der verbands-

politischen bzw. gewerkschaftli-

chen Bildungspolitik.

Engagierte Menschen 
werden gebraucht

So vieles, was wir tun, wird vor allem auch 
ehrenamtlich geleistet. Es hat immer Men-
schen gegeben, die für bessere Arbeitsbe-
dingungen und Wissensbildung der ab-
hängig Beschäftigten kämpften. Damit das 

in Deutschland nicht über inzwischen fast 

zwei Jahrhunderte umsonst war, sollten 

wir alle das Recht nutzen und dafür sorgen, 

dass Demokratie lebendig wird und mit ihr 

Berufsverbände bzw. Gewerkschaften er-

halten bleiben. 

Die Mitgliedschaft im Verband ist ein ers-
ter wichtiger Schritt. 

Ein nächster ist, selbst aktiv zu werden. 
Dafür gibt es im Rahmen der angeführten 
Aufgabenbereiche viele unterschiedliche 
Möglichkeiten, die Ihnen Ihre Landesvor-
sitzenden auch gern persönlich vorstellen. 
Dieses Engagement schafft – im Gegensatz 
zur möglich erlebten Ohnmacht gegenüber 
den Regierungen – auch das Gefühl der 
Selbstwirksamkeit. 

Politik allein kann das in einer Demokra-
tie nicht schaffen. Sie braucht die Sozial-
partner aus Unternehmen und Berufsver-
bänden bzw. Gewerkschaften und enga-
gierte Menschen! Unser Grundgesetz sorgt 

dafür, dass das möglich ist. In diesem Sin-
ne und im Sinne des erweiterten Bundes-
vorstandes formulieren wir unser Ziel neu:

Berufe stärken. Zukunft sichern… 

Gemeinsam

Karin Becker-Oevermann 
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